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entwickeln11. Wir begrüßen auch die Absicht des Ober­
sten Gerichts, eine Richtlinie des Plenums zur Zusam­
menarbeit der Gerichte mit den Konfliktkommissionen 
zu beschließen, und werden aktiv an den Vorberei­
tungsarbeiten teilnehmen.
Die unter Anleitung der Gewerkschaften erzielte er­
folgreiche Arbeit der Konfliktkommissionen wurde 
auch vom Präsidenten des Obersten Gerichts, Dr. 
T о e p 1 i t z, vor dem Präsidium des Bundesvorstandes 
des FDGB12 hervorgehoben. 1968 wurden beispielsweise 
von den etwa 21 000 Konfliktkommissionen mit ihren 
rund 180 000 Mitgliedern 92,5 Prozent aller Arbeitsstrei­
tigkeiten in den Betrieben und Einrichtungen entschie­
den.
Die Information des Präsidiums des FDGB-Bundesvor- 
standes durch den Präsidenten des Obersten Gerichts 
über die Leitung der Arbeitsrechtsprechung durch das 
Oberste Gericht, über die Anwendung des sozialisti­
schen Arbeitsrechts in den Betrieben und über die Mit­
wirkung der Gewerkschaften im arbeitsrechtlichen Ver­
fahren zeigt eindeutig, daß die enge Zusammenarbeit 
zwischen Gerichten und Gewerkschaften wesentlich zur 
Rechtsverwirklichung beiträgt. Auch bei der Mitwir­
kung der Gewerkschaftsvorstände und -leitungen im 
Verfahren vor den Kammern und Senaten für Arbeits­
rechtssachen wurden Fortschritte sichtbar. So stieg die 
gewerkschaftliche Mitwirkung in diesen Verfahren von 
44,3 Prozent im Jahre 1967 auf 49 Prozent im Jahre 
1968. Kritisch ist jedoch festzustellen, daß noch nicht 
alle Gewerkschaftsvorstände den Schwerpunkt der Mit­
wirkung auf die Prozeßvertretung der Gewerkschafts­
mitglieder legen. Es gilt jetzt vor allem, die Tätigkeit 
der gewerkschaftlichen Prozeßvertretergruppen zu ak­
tivieren.
Eine wichtige Schlußfolgerung zur Verbesserung der 
Arbeit mit dem Arbeitsrecht ist auch die verstärkte 
Ausarbeitung gewerkschaftlicher Standpunkte zur Lö­
sung rechtlicher Fragen, die sich aus der Durchsetzung 
der sozialistischen Rationalisierung und Automatisie­
rung sowie der Strukturpolitik ergeben. Hierbei kommt 
insbesondere der Arbeit der Zentralvorstände der In­
dustriegewerkschaften und Gewerkschaften besondere 
Bedeutung zu.
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Abschließend sei nochmals betont, daß sich bei allen 
Gewerkschaftsvorständen und -leitungen die Erkennt­
nis vertiefen muß, daß die Gestaltung Und Durchset­
zung des sozialistischen Rechts eine zutiefst politische

Aufgabe ist. Klarheit über die Bedeutung des soziali­
stischen Rechts bei der Stärkung der Arbeiter-und- 
Bauern-Macht, über seine wichtige Rolle bei der Her­
ausbildung sozialistischer Persönlichkeiten und damit 
der sozialistischen Demokratie und Menschengemein­
schaft sind unerläßlich, will eine Gewerkschaftsleitung 
ihre Aufgaben erfüllen. Es geht jetzt vor allem darum,
— die politisch-ideologische Überzeugungsarbeit zu 

verstärken und durch die Erläuterung und Verwirk­
lichung der Gesetze der Arbeiter-und-Bauern-Macht 
das Staats- und Rechtsbewußtsein der Werktätigen 
als machtausübende Produzenten und kollektive 
Eigentümer zu erhöhen;

— die Erfahrungen der Werktätigen bei der Anwen­
dung des sozialistischen Rechts planmäßig auszu­
werten und auf dieser Basis verstärkt das Recht zur 
Gesetzesinitiative und zur Unterbreitung gewerk­
schaftlicher Standpunkte zu nutzen;

— die Verwirklichung der gewerkschaftlichen Interes­
senvertretung und des sozialistischen Rechts als Ein­
heit zu betrachten und Gesetzesverletzungen und 
Mängeln in der Leitungstätigkeit konsequent entge­
genzuwirken;

— das Recht voll für die Bemühungen um eine hohe 
Arbeitsdisziplin, vor allem die volle Ausnutzung der 
Arbeitszeit, zu nutzen und auf seiner Basis durch 
kameradschaftliche kritische Auseinandersetzungen 
im Arbeitskollektiv und mit Leitern verstärkt zur 
Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit im 
Betrieb beizutragen;

— die umfassende Kontrolle über die Einhaltung der 
Gesetze der Arbeiter-und-Bauern-Macht zu gewähr­
leisten, dazu alle gewerkschaftlichen Rechte und 
Möglichkeiten auszuschöpfen und den Konfliktkom­
missionen dabei ständig Aufmerksamkeit zu schen­
ken.

Die Lösung der Aufgaben der Gewerkschaften auf dem 
Gebiete des sozialistischen Rechts ist ein wichtiger Bei­
trag zur Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen 
Systems des Sozialismus und zur weiteren allseitigen 
Stärkung der DDR.
11 Vgl. dazu Heger / Jahn / Speckhardt / Steffens, „Sozialistische 
Gemeinschaftsarbeit — Sache aller Rechtspflegeorgane im Be­
zirk Halle und Ausgangspunkt weiterer Initiativen“, NJ 1969 
S. 513 ff., insb. S. 518, und die dort in Fußnote 10 angegebene 
Literatur. Zur Zusammenarbeit der Konfliktkommissionen mit 
den staatlichen Gerichten vgl. auch Heintze, „Gewerkschaften 
und sozialistisches Recht“, NJ 1969 S. 197 ff.
l'f Vgl. „Leitung der Arbeitsrechtsprechung und Durchsetzung 
des sozialistischen Arbeitsrechts“, NJ 1969 S. 325 ff.
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Erforschung der Geschichte der Rechtspflege der DDR 
— eine aktuelle Aufgabe

Was die DDR heute — 20 Jahre nach ihrer Gründung — 
ist, wurde sie unter der Führung der Arbeiterklasse 
und ihrer marxistisch-leninistischen Partei in den re­
volutionären Kämpfen zweier Jahrzehnte. Dabei hat 
die Arbeiterklasse „eine grandiose Aufgabe gelöst, indem 
sie imstande war, aus der antifaschistischen Verwaltung 
heraus die Arbeiter-und-Bauern-Macht zu schaffen ufid 
zu dem sozialistischen Staat zu entwickeln, der sich...

die sozialistische Verfassung gab“1. Dieser Prozeß war 
mit der Entwicklung des neuen Rechts eng verbunden, 
so wie auch Zielsetzung, Aufgaben und Verwirklichung 
der Rechtspflege in der DDR immer besser als Teil der 
Führungsaufgaben der Arbeiter-und-Bauern-Macht er-

1 W. Ulbricht, „Die Rolle des sozialistischen Staates bei der Ge­
staltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems des Sozia­
lismus“, Staat und Recht 1968, Heft 11, S. 1735.
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